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21. Strafrecht und Strafvollzug 

21.1 Bundesrepublik Deutschland 

21.1.1 Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der freiheitsentziehenden 
Maßregeln der Besserung und Sicherung – Strafvollzugsgesetz (StVollzG) 

Vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 581, 2088; BGBl. I 1977 S. 436), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25.04.2013 (BGBl. I S. 935) 

Zweiter Abschnitt   Vollzug der Freiheitsstrafe 

Zweiter Titel   Planung des Vollzuges 

§ 16   Entlassungszeitpunkt 

(1) Der Gefangene soll am letzten Tag seiner Strafzeit möglichst frühzeitig, jedenfalls noch am 
Vormittag entlassen werden.  

(2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ersten 
Werktag nach Ostern oder Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 2. Januar, so kann der 
Gefangene an dem diesem Tag oder Zeitraum vorhergehenden Werktag entlassen werden, wenn dies 
nach der Länge der Strafzeit vertretbar ist und fürsorgerische Gründe nicht entgegenstehen. 

(...) 

 

 

 

 

Dritter Titel   Unterbringung und Ernährung des Gefangenen 

§ 21   Anstaltsverpflegung  

Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche 
Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Dem Gefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften seiner Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

Sechster Titel   Religionsausübung 

§ 53   Seelsorge 

(1) Dem Gefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger seiner Religionsgemeinschaft 
nicht versagt werden. Auf seinen Wunsch ist ihm zu helfen, mit einem Seelsorger seiner 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Der Gefangene darf grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihm nur bei grobem 
Mißbrauch entzogen werden. 
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(3) Dem Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfange zu 
belassen. 

§ 54   Religiöse Veranstaltungen 

(1) Der Gefangene hat das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen seines 
Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft wird 
der Gefangene zugelassen, wenn deren Seelsorger zustimmt. 

(3) Der Gefangene kann von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 55   Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 53 und 54 entsprechend. 

Vierter Abschnitt   Vollzugsbehörden 

Erster Titel   Arten und Einrichtung der Justizvoll zugsanstalten 

§ 145   Festsetzung der Belegungsfähigkeit  

Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit für jede Anstalt so fest, daß eine angemessene 
Unterbringung während der Ruhezeit (§ 18) gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, daß eine 
ausreichende Anzahl von Plätzen für Arbeit, Ausbildung und Weiterbildung sowie von Räumen für 
Seelsorge, Freizeit, Sport, therapeutische Maßnahmen und Besuche zur Verfügung steht. 

 

 

Dritter Titel   Innerer Aufbau der Justizvollzugsanstalten 

§ 154   Zusammenarbeit 

(...) 

(2) Mit den Behörden und Stellen der Entlassenenfürsorge, der Bewährungshilfe, den Aufsichtsstellen 
für die Führungsaufsicht, den Agenturen für Arbeit, den Trägern der Sozialversicherung und der 
Sozialhilfe, den Hilfeeinrichtungen anderer Behörden und den Verbänden der freien Wohlfahrtspflege 
ist eng zusammenzuarbeiten. Die Vollzugsbehörden sollen mit Personen und Vereinen, deren Einfluß 
die Eingliederung des Gefangenen fördern kann, zusammenarbeiten. 

§ 157   Seelsorge  

(1) Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet.  

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen.  
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(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters dürfen die Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer 
bedienen und für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen Seelsorger von außen 
zuziehen. 

Fünfter Abschnitt  Vollzug weiterer freiheitsentziehender Maßnahmen in 
Justizvollzugsanstalten, Datenschutz, Sozial- und Arbeitslosenversicherung, 
Schlußvorschriften 

Fünfter Titel   Datenschutz 

§ 182   Schutz besonderer Daten  

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis eines Gefangenen und personenbezogene Daten, 
die anläßlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein 
kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten über den Gefangenen dürfen innerhalb 
der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben in 
der Anstalt erforderlich ist; § 180 Abs. 8 bis 10 bleibt unberührt.  

(...) 

 

21.1.2 Gesetz über die Internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG)144 
Vom 23.12.1982 (BGBl. I S. 2071), in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.06.1994 

(BGBl. I S. 1537), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.07.2012 (BGBl. I S. 1566) 

Erster Teil   Anwendungsbereich 

§ 1   Anwendungsbereich 

(1) Der Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten richtet sich nach 
diesem Gesetz. 

(...) 

(3) Regelungen in völkerrechtlichen Vereinbarungen gehen, soweit sie unmittelbar anwendbares 
innerstaatliches Recht geworden sind, den Vorschriften dieses Gesetzes vor. 

Zweiter Teil   Auslieferung an das Ausland  

§ 6   Politische Straftaten, politische Verfolgung 

(1) Die Auslieferung ist nicht zulässig wegen einer politischen Tat oder wegen einer mit einer solchen 
zusammenhängenden Tat. Sie ist zulässig, wenn der Verfolgte wegen vollendeten oder versuchten 
Völkermordes, Mordes oder Totschlags oder wegen der Beteiligung hieran verfolgt wird oder 
verurteilt worden ist. 

                                                           

 

144 Vgl. hierzu auch die entsprechenden Auslieferungsabkommen; sie befinden sich im Vierten Teil unter Punkt 
B) 1. d) und 2. c). 
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(2) Die Auslieferung ist nicht zulässig, wenn ernstliche Gründe für die Annahme bestehen, dass der 
Verfolgte im Fall seiner Auslieferung wegen seiner Rasse, seiner Religion, seiner Staatsangehörigkeit, 
seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder seiner politischen Anschauungen 
verfolgt oder bestraft oder dass seine Lage aus einem dieser Gründe erschwert werden würde. 

Dritter Teil   Durchlieferung 

§ 43   Zulässigkeit der Durchlieferung 

(...) 

(4) Für die Durchführung gelten die §§ 6 bis 8 entsprechend. 

21.1.3 Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
Vom 24.05.1968 (BGBl. I S. 481) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.02.1987 

(BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.10.2013  (BGBl. I S. 3786) 

Dritter Teil   Einzelne Ordnungswidrigkeiten 

Dritter Abschnitt   Missbrauch staatlicher oder staatlich geschützter Zeichen 

§ 126   Mißbrauch von Berufstrachten oder Berufsabzeichen 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer unbefugt 

1. eine Berufstracht oder ein Berufsabzeichen für eine Tätigkeit in der Kranken- oder 
Wohlfahrtspflege trägt, die im Inland staatlich anerkannt oder genehmigt sind, oder 

2. eine Berufstracht oder ein Berufsabzeichen einer religiösen Vereinigung trägt, die von einer 
Kirche oder einer anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts anerkannt ist. 

(2) Den in Absatz 1 genannten Trachten und Abzeichen stehen solche gleich, die ihnen zum 
Verwechseln ähnlich sind. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 

21.1.4 Strafgesetzbuch (StGB) 
Vom 15.05.1871 (RGBl. S. 127), in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998 

(BGBl. I S. 3322), zuletzt geändert durch Gesetz  vom 02.10.2009 (BGBl. I S. 3214)  

Allgemeiner Teil 

Erster Abschnitt   Das Strafgesetz 

Zweiter Titel   Sprachgebrauch 

§ 11   Personen- und Sachbegriffe 

(...) 

(3) Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Datenspeicher, Abbildungen und andere Darstellungen 
in denjenigen Vorschriften gleich, die auf diesen Absatz verweisen. 
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Besonderer Teil 

Siebenter Abschnitt   Straftaten gegen die öffentliche Ordnung  

§ 130   Volksverhetzung 

(...) 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

1. Schriften (§ 11 Absatz 3), die zum Hass gegen eine vorbezeichnete Gruppe, Teile der Bevölkerung 
oder gegen einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder zu 
einem Teil der Bevölkerung aufstacheln, zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen gegen sie auffordern 
oder ihre Menschenwürde dadurch angreifen, dass sie beschimpft, böswillig verächtlich gemacht oder 
verleumdet werden,  

a) verbreitet, 

b) öffentlich ausstellt, anschlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht, 

c) einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, überlässt oder zugänglich macht oder 

d) herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, ankündigt, anpreist, einzuführen oder auszuführen 
unternimmt, um sie oder aus ihnen gewonnene Stücke im Sinne der Buchstaben a bis c zu verwenden 
oder einem anderen eine solche Verwendung zu ermöglichen, oder 

2. eine Darbietung des in Nummer 1 bezeichneten Inhalts durch Rundfunk, Medien- oder Teledienste 
verbreitet. 

 (...) 

§ 132a   Mißbrauch von Titeln, Berufsbezeichnungen und Abzeichen 

(1) Wer unbefugt 

1. inländische oder ausländische Amts- oder Dienstbezeichnungen, akademische Grade, Titel 
oder öffentliche Würden führt, 

2. die Berufsbezeichnung Arzt, Zahnarzt, Psychologischer Psychotherapeut, Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut, Psychotherapeut, Tierarzt, Apotheker, Rechtsanwalt, Patentanwalt, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigter Buchprüfer, Steuerberater oder Steuerbevollmächtigter führt, 

3. die Bezeichnung öffentlich bestellter Sachverständiger führt oder 

4. inländische oder ausländische Uniformen, Amtskleidungen oder Amtsabzeichen trägt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Den in Absatz 1 genannten Bezeichnungen, akademischen Graden, Titeln, Würden, Uniformen, 
Amtskleidungen oder Amtsabzeichen stehen solche gleich, die ihnen zum Verwechseln ähnlich sind. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Amtsbezeichnungen, Titel, Würden, Amtskleidungen und 
Amtsabzeichen der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts. 
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(4) Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach Absatz 1 Nr. 4, allein oder in Verbindung mit Absatz 2 
oder 3, bezieht, können eingezogen werden. 

§ 133   Verwahrungsbruch 

(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befinden 
oder ihm oder einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschädigt, 
unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Verwahrung 
einer Kirche oder anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden oder von dieser dem 
Täter oder einem anderen amtlich in Verwahrung gegeben worden sind. 

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst 
besonders Verpflichteten anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 139   Straflosigkeit der Nichtanzeige geplanter Straftaten 

(...) 

(2) Ein Geistlicher ist nicht verpflichtet anzuzeigen, was ihm in seiner Eigenschaft als Seelsorger 
anvertraut worden ist. 

(...) 

 

 

Elfter Abschnitt   Straftaten, welche sich auf Religion und Weltanschauung beziehen 

§ 166 Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungs- 
 vereinigungen 

(1) Wer öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften (§ 11 Abs. 3) den Inhalt des religiösen oder 
weltanschaulichen Bekenntnisses anderer in einer Weise beschimpft, die geeignet ist, den öffentlichen 
Frieden zu stören, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer öffentlich oder durch Verbreiten von Schriften (§ 11 Abs. 3) eine im 
Inland bestehende Kirche oder andere Religionsgesellschaft oder Weltanschauungsvereinigung, ihre 
Einrichtungen oder Gebräuche in einer Weise beschimpft, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu 
stören. 

§ 167 Störung der Religionsausübung 

(1) Wer 

1. den Gottesdienst oder eine gottesdienstliche Handlung einer im Inland bestehenden Kirche 
oder anderen Religionsgesellschaft absichtlich und in grober Weise stört oder 

2. an einem Ort, der dem Gottesdienst einer solchen Religionsgesellschaft gewidmet ist,  
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beschimpfenden Unfug verübt,  

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Dem Gottesdienst stehen entsprechende Feiern einer im Inland bestehenden 
Weltanschauungsvereinigung gleich. 

§ 167a   Störung einer Bestattungsfeier 

Wer eine Bestattungsfeier absichtlich oder wissentlich stört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 168   Störung der Totenruhe 

(1) Wer unbefugt aus dem Gewahrsam des Berechtigten den Körper oder Teile des Körpers eines 
verstorbenen Menschen, eine tote Leibesfrucht, Teile einer solchen oder die Asche eines verstorbenen 
Menschen wegnimmt oder wer daran beschimpfenden Unfug verübt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Aufbahrungsstätte, Beisetzungsstätte oder öffentliche 
Totengedenkstätte zerstört oder beschädigt oder wer dort beschimpfenden Unfug verübt. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 194   Strafantrag 

(...) 

(3) Ist die Beleidigung gegen einen Amtsträger, einen für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteten oder einen Soldaten der Bundeswehr während der Ausübung seines Dienstes oder in 
Beziehung auf seinen Dienst begangen, so wird sie auch auf Antrag des Dienstvorgesetzten verfolgt. 
Richtet sich die Tat gegen eine Behörde oder eine sonstige Stelle, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnimmt, so wird sie auf Antrag des Behördenleiters oder des Leiters der 
aufsichtführenden Behörde verfolgt. Dasselbe gilt für Träger von Ämtern und für Behörden der 
Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts. 

(...) 

Siebzehnter Abschnitt   Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 

§ 230   Strafantrag 

(1) Die vorsätzliche Körperverletzung nach § 223 und die fahrlässige Körperverletzung nach § 229 
werden nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen 
öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. (...) 

(2) Ist die Tat gegen einen Amtsträger, einen für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten 
oder einen Soldaten der Bundeswehr während der Ausübung seines Dienstes oder in Beziehung auf 
seinen Dienst begangen, so wird sie auch auf Antrag des Dienstvorgesetzten verfolgt. Dasselbe gilt für 
Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts. 
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Neunzehnter Abschnitt   Diebstahl und Unterschlagung 

§ 243   Besonders schwerer Fall des Diebstahls 

(1) In besonders schweren Fällen wird der Diebstahl mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu zehn 
Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
(...) 

4. aus einer Kirche oder einem anderen der Religionsausübung dienenden Gebäude oder Raum 
eine Sache stiehlt, die dem Gottesdienst gewidmet ist oder der religiösen Verehrung dient,  

(...) 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 bis 6 ist ein besonders schwerer Fall ausgeschlossen, 
wenn sich die Tat auf eine geringwertige Sache bezieht. 

Siebenundzwanzigster Abschnitt   Sachbeschädigung 

§ 304   Gemeinschädliche Sachbeschädigung 

(1) Wer rechtswidrig Gegenstände der Verehrung einer im Staat bestehenden Religionsgesellschaft 
oder Sachen, die dem Gottesdienst gewidmet sind, oder Grabmäler, öffentliche Denkmäler, 
Naturdenkmäler, Gegenstände der Kunst, der Wissenschaft oder des Gewerbes, welche in öffentlichen 
Sammlungen aufbewahrt werden oder öffentlich aufgestellt sind, oder Gegenstände, welche zum 
öffentlichen Nutzen oder zur Verschönerung öffentlicher Wege, Plätze oder Anlagen dienen, 
beschädigt oder zerstört, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt das Erscheinungsbild einer in Absatz 1 bezeichneten Sache 
oder eines dort bezeichneten Gegenstandes nicht nur unerheblich und nicht nur vorübergehend 
verändert. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

Achtundzwanzigster Abschnitt   Gemeingefährliche Straftaten 

§ 306a   Schwere Brandstiftung 

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr wird bestraft, wer 

(...) 

2. eine Kirche oder ein anderes der Religionsausübung dienendes Gebäude (...) 

(...) 

in Brand setzt oder durch eine Brandlegung ganz oder teilweise zerstört. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine in § 306 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 bezeichnete Sache in Brand setzt oder 
durch eine Brandlegung ganz oder teilweise zerstört und dadurch einen anderen Menschen in die 
Gefahr einer Gesundheitsschädigung bringt. 

(3) In minder schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren. 
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Dreißigster Abschnitt   Straftaten im Amt 

§ 355   Verletzung des Steuergeheimnisses 

(1) Wer unbefugt  

1. Verhältnisse eines anderen, die ihm als Amtsträger 

in einem Verwaltungsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren in Steuersachen, 

in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in einem Bußgeldverfahren wegen einer 
Steuerordnungswidrigkeit, 

aus anderem Anlaß durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder durch die gesetzlich vorgeschriebene 
Vorlage eines Steuerbescheids oder einer Bescheinigung über die bei der Besteuerung getroffenen 
Feststellungen  

bekanntgeworden sind, oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als Amtsträger in einem der in 
Nummer 1 genannten Verfahren bekanntgeworden ist, 

offenbart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich 

(...) 

3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des Verletzten verfolgt. Bei Taten 
amtlich zugezogener Sachverständiger ist der Leiter der Behörde, deren Verfahren betroffen ist, neben 
dem Verletzten antragsberechtigt. 

21.1.5 Verordnung über den Vollzug des Jugendarrestes 
(Jugendarrestvollzugsordnung – JAVollzO) 

Vom 12.08.1966 (BGBl. I S. 505), in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.11.1976 
(BGBl. I S. 3270), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.12.2010 (BGBl. I S. 1864) 

§ 1   Vollzugseinrichtungen 

(...) 

(3) Männliche und weibliche Jugendliche werden getrennt. Hiervon darf abgesehen werden, um 
Jugendlichen die Teilnahme an religiösen Veranstaltungen und an erzieherischen Maßnahmen zu 
ermöglichen.  

§ 19   Seelsorge 

(1) Eine geordnete Seelsorge ist zu gewährleisten. 
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(2) Der Jugendliche hat das Recht, den Zuspruch des bestellten Geistlichen seines jetzigen oder 
früheren Bekenntnisses zu empfangen und an gemeinschaftlichen Gottesdiensten und anderen 
religiösen Veranstaltungen seines Bekenntnisses in der Anstalt teilzunehmen. 

(3) Wenn ein Geistlicher dieses Bekenntnisses nicht bestellt ist, so kann der Jugendliche durch einen 
Geistlichen seines Bekenntnisses besucht werden. 

21.1.6 Völkerstrafgesetzbuch (VStGB) 
Vom 26.06.2002 (BGBl. I S. 2254) 

Teil 2   Straftaten gegen das Völkerrecht 

Abschnitt 1   Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

§ 6   Völkermord 

(1) Wer in der Absicht, eine nationale, rassische, religiöse oder ethnische Gruppe als solche ganz oder 
teilweise zu zerstören, 

1. ein Mitglied der Gruppe tötet, 

2. einem Mitglied der Gruppe schwere körperliche oder seelische Schäden, insbesondere der in 
§ 226 des Strafgesetzbuches bezeichneten Art, zufügt, 

3. die Gruppe unter Lebensbedingungen stellt, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung 
ganz oder teilweise herbeizuführen, 

4. Maßregeln verhängt, die Geburten innerhalb der Gruppe verhindern sollen, 

5. ein Kind der Gruppe gewaltsam in eine andere Gruppe überführt, 

wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe bestraft. 

(...) 

§ 7   Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

(1) Wer im Rahmen eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen eine Zivilbevölkerung 

(…) 

10. eine identifizierbare Gruppe oder Gemeinschaft verfolgt, indem er ihr aus politischen, 
rassischen, nationalen, ethnischen, kulturellen oder religiösen Gründen, aus Gründen des Geschlechts 
oder aus anderen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts als unzulässig anerkannten Gründen 
grundlegende Menschenrechte entzieht oder diese wesentlich einschränkt,  

wird in den Fällen der Nummer 1 und 2 mit lebenslanger Freiheitsstrafe, in den Fällen der Nummern 3 
bis 7 mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren und in den Fällen der Nummern 8 bis 10 mit 
Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren bestraft.  

(...) 
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(3) Verursacht der Täter durch eine Tat nach Absatz 1 Nr. 3 bis 10 den Tod eines Menschen, so ist die 
Strafe in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 bis 7 lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht 
unter zehn Jahren und in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 8 bis 10 Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren. 

(4) In minder schweren Fällen des Absatzes 3 ist die Strafe bei einer Tat nach Absatz 1 Nr. 3 bis 7 
Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren und bei einer Tat nach Absatz 1 Nr. 8 bis 10 Freiheitsstrafe nicht 
unter drei Jahren. 

(...) 

Abschnitt 2   Kriegsverbrechen 

§ 11   Kriegsverbrechen des Einsatzes verbotener Methoden der Kriegsführung 

(1) Wer im Zusammenhang mit einem internationalen oder nicht internationalen bewaffneten Konflikt 

(...) 

2. mit militärischen Mitteln einen Angriff gegen zivile Objekte richtet, solange sie durch das 
humanitäre Völkerrecht als solche geschützt sind, namentlich Gebäude, die dem Gottesdienst, der 
Erziehung, der Kunst, der Wissenschaft oder der Wohltätigkeit gewidmet sind, oder geschichtliche 
Denkmäler, Krankenhäuser, Sammelplätze für Kranke und Verwundete, unverteidigte Städte, Dörfer, 
Wohnstätten, oder Gebäude oder entmilitarisierte Zonen sowie Anlagen und Einrichtungen, die 
gefährliche Kräfte enthalten, 

(...) 

wird mit Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft. In minder schweren Fällen der Nr. 2 ist die 
Strafe Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr. 

(2) Verursacht der Täter durch eine Tat nach Absatz 1 Nr. 1 bis 6 den Tod oder die schwere 
Verletzung einer Zivilperson (§ 226 des Strafgesetzbuches) oder einer anderen nach dem humanitären 
Völkerrecht zu schützenden Person, wird er mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft. Führt 
der Täter den Tod vorsätzlich herbei, ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe 
nicht unter zehn Jahren. 

(...) 

21.2 Baden-Württemberg 

Gesetzbuch über den Justizvollzug in Baden-Württemberg (JVollzGB) 
Vom 10.11.2009 (GBl. 2009, 545); Verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Umsetzung der 
Föderalismusreform im Justizvollzug vom 10.11.2009 (GBl. S. 545), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 20.11.2012 (GBl. S. 581) 

Buch 1 Gemeinsame Regelungen und Organisation 

Abschnitt 3 Organisation der Justizvollzugsanstalten 

§ 12 Aufgabenwahrnehmung 

(…) 



994 

 

(4) Für jede Justizvollzugsanstalt ist entsprechend ihrer Aufgabe die erforderliche Anzahl von 
Bediensteten, namentlich des allgemeinen Vollzugsdienstes, des Verwaltungsdienstes und des 
Werkdienstes sowie von Personen der verschiedenen Berufsgruppen, insbesondere der Seelsorger, 
Ärzte, Pädagogen, Psychologen und Sozialarbeiter, vorzusehen. 

(…) 

(7) Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft haupt- oder nebenamtlich bestellt. Das Nähere regeln Vereinbarungen 
zwischen dem Land und den Religionsgemeinschaften. Wenn die geringe Zahl der Angehörigen einer 
Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Satz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung 
auf andere Weise zuzulassen. Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters dürfen die 
Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer bedienen und für Gottesdienste sowie für andere 
religiöse Veranstaltungen Seelsorgerinnen und Seelsorger von außen zuziehen. 

Abschnitt 7 Datenschutz 

Unterabschnitt 4 Schutzmaßnahmen und Rechte der Betroffenen 

§ 47 Schutz besonderer Daten 

(1) Personenbezogene Daten, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, sowie die 
freiwillig offenbarten Angaben zum religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnis von Gefangenen 
dürfen in der Justizvollzugsanstalt nicht allgemein kenntlich gemacht werden. Gesundheitsakten und 
Krankenblätter sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen und besonders zu sichern. Andere 
personenbezogene Daten über Gefangene dürfen innerhalb der Justizvollzugsanstalt allgemein 
kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben in der Justizvollzugsanstalt 
erforderlich ist; § 44 Abs. 1 und 2 sowie § 45 Abs. 2 bleiben unberührt. 

(2) Personenbezogene Daten, die durch die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuchs 
(StGB), genannten Personen oder den seelsorgerlichen Dienst erhoben oder diesen sonst bekannt 
geworden sind, unterliegen auch gegenüber der Justizvollzugsanstalt der Schweigepflicht. Die in § 203 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 StGB genannten Personen haben sich gegenüber der Anstaltsleiterin oder dem 
Anstaltsleiter zu offenbaren, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit der 
Justizvollzugsanstalt oder für Leib oder Leben von Gefangenen oder Dritten erforderlich ist oder die 
Tatsachen sonst für die Aufgabenerfüllung der Justizvollzugsanstalt erforderlich sind. 

(…) 

Buch 2 Untersuchungshaftvollzug 

Abschnitt 3 Grundversorgung 

§ 11 Verpflegung, Einkauf und Fernsehen 

(1) Die Verpflegung wird in Übereinstimmung mit den jeweils gültigen Werten für eine ausreichende 
und ausgewogene Ernährung in Gemeinschaftsverpflegung angeboten. Den Untersuchungsgefangenen 
soll ermöglicht werden, religiöse Speisevorschriften zu befolgen. 

(…) 
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Abschnitt 5 Religionsausübung 

§ 22 Seelsorge 

(1) Untersuchungsgefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger 
ihrer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Ihnen ist auf Wunsch zu helfen, mit einer 
Seelsorgerin oder einem Seelsorger in Verbindung zu treten. Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist 
unverletzlich. 

(2) Untersuchungsgefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur 
bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang 
zu belassen. 

§ 23 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Untersuchungsgefangene haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Untersuchungsgefangene werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer 
anderen Religionsgemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt. 

(3) Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung der Justizvollzugsanstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört 
werden. 

 

§ 24 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 22 und 23 entsprechend. 

Buch 3 Strafvollzug 

Abschnitt 3 Grundversorgung 

§ 17 Verpflegung 

(…) 

(2) Den Gefangenen soll ermöglicht werden, religiöse Speisevorschriften zu befolgen. 

Abschnitt 5 Religionsausübung 

§ 29 Seelsorge 

(1) Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Ihnen ist auf Wunsch zu helfen, mit einer Seelsorgerin 
oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. Das Beicht- und 
Seelsorgegeheimnis ist unverletzlich. 
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(2) Gefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu belassen. 

§ 30 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Gefangene haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen ihres 
Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Gefangene werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der 
Justizvollzugsanstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 31 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 29 und 30 entsprechend. 

Buch 4 Jugendstrafvollzug 

Abschnitt 3 Grundversorgung 

§ 15 Verpflegung 

(…) 

(2) Den jungen Gefangenen soll ermöglicht werden, religiöse Speisevorschriften zu befolgen. 

Abschnitt 5 Religionsausübung 

§ 27 Seelsorge 

(1) Jungen Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Ihnen ist auf Wunsch zu helfen, mit einer Seelsorgerin 
oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. Das Beicht- und 
Seelsorgegeheimnis ist unverletztlich. 

(2) Junge Gefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei 
grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Jungen Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 28 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Junge Gefangene haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Junge Gefangene werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt. 
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(3) Junge Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung der Jugendstrafanstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört 
werden. 

§ 29 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 27 und 28 entsprechend. 

Abschnitt 8 Erziehung im Leistungsbereich 

§ 41 Unterricht und Weiterbildung 

(…) 

(2) Daneben soll nach Möglichkeit Unterricht zur Erlangung anderer staatlich anerkannter 
Schulabschlüsse sowie lebenskundlicher Unterricht, Religionsunterricht oder Ethik und 
berufsbildender Unterricht auf Einzelgebieten erteilt werden. 

(…) 

21.3 Bayern 

21.3.1 Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe, der Jugendstrafe und der 
Sicherungsverwahrung (Bayerisches Strafvollzugsgesetz – BayStVollzG) 

Vom 10.12.2007 (GVBl 2007, 866), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.05.2013 (GVBl., 
275) 

Teil 2 Vollzug der Freiheitsstrafe 

Abschnitt 3 Unterbringung und Ernährung der Gefangenen 

Art. 23 Anstaltsverpflegung 

1 Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung werden ärztlich überwacht. 2 Auf ärztliche 
Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. 3 Den Gefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

Art. 25 Sondereinkauf 

(1) Sondereinkauf aus einem durch die Anstalt vermittelten Angebot von Nahrungs- und 
Genussmitteln ist zugelassen zu Weihnachten, Ostern und einem von den Gefangenen zu wählenden 
weiteren Zeitpunkt. 

(2) Gefangenen, die nicht einer christlichen Religionsgemeinschaft angehören, kann anstelle des 
Weihnachts- und des Ostereinkaufs je ein Sondereinkauf zu einem anderen Zeitpunkt gestattet werden. 

(…) 
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Abschnitt 7 Religionsausübung 

Art. 55 Seelsorge 

(1) 1 Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger oder eine Seelsorgerin ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. 2 Auf ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem 
Seelsorger oder einer Seelsorgerin ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) 1 Gefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. 2 Sie dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

Art. 56 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Gefangene haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen ihres 
Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft 
werden Gefangene zugelassen, wenn deren Seelsorger zustimmen. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; der Seelsorger oder die Seelsorgerin soll vorher gehört werden. 

Art. 57 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die Art. 55 und 56 entsprechend. 

Teil 5 Vollzugsbehörden 

Abschnitt 3 Innerer Aufbau der Justizvollzugsanstalten 

Art. 178 Seelsorge 

(1) Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Abs. 
1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters oder der Anstaltsleiterin dürfen die Anstaltsseelsorger sich 
freier Seelsorgehelfer bedienen und für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen 
Seelsorger von außen zuziehen. 

(4) 1 Den Seelsorgern obliegt insbesondere die religiöse Betreuung der Gefangenen. 2 Die Seelsorger 
wirken ferner mit bei der Behandlungsuntersuchung der Gefangenen, bei der Aufstellung, 
Durchführung und Änderung des Vollzugsplans, bei der Freizeitgestaltung der Gefangenen, bei der 
sozialen Hilfe für die Gefangenen und bei der Aus- und Fortbildung der Vollzugsbediensteten. 
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Teil 6 Vollzug des Strafarrests, Akten, Datenschutz, Arbeitslosenversicherung 

Abschnitt 3 Datenschutz 

Art. 200 Schutz besonderer Daten 

(1) 1 Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis der Gefangenen und personenbezogene Daten, 
die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein 
kenntlich gemacht werden. 2 Andere personenbezogene Daten über die Gefangenen dürfen innerhalb 
der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben in 
der Anstalt erforderlich ist; Art. 197 Abs. 8 bis 10 bleiben unberührt. 

 

 

 

21.3.2 Untersuchungshaftvollzugsordnung (UVollzO) 
Vom 12.02.1953 zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 20. 12.2007 (JMBl 2008 S.12) 

Dritter Abschnitt  Behandlung der Gefangenen 

Sechstes Kapitel   Seelsorge 

Nr. 47   Religiöse Veranstaltungen 

(1) Der Gefangene darf am gemeinschaftlichen Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen seines Bekenntnisses teilnehmen, wenn nicht der Richter mit Rücksicht auf den 
Zweck der Untersuchungshaft oder aus Gründen der Ordnung in der Anstalt anderes anordnet. 

(2) Unter derselben Voraussetzung darf der Gefangene an religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft teilnehmen, falls deren Seelsorger zustimmt. 

(3) Mißbraucht der Gefangene die Teilnahme an religiösen Veranstaltungen zu 
Verdunkelungszwecken oder sonst zu unerlaubtem Verkehr mit anderen Gefangenen oder stört er die 
Veranstaltung, so kann er vom Anstaltsleiter im Benehmen mit dem Anstaltsseelsorger von der 
weiteren Teilnahme an diesen Veranstaltungen ausgeschlossen werden. Der Ausschluß bedarf der 
Genehmigung des Richters (§119 Abs. 6 StPO), der auch – gegebenenfalls nach Anhörung des 
Seelsorgers – über die Wiederzulassung entscheidet. 

(4) Gemeinsame religiöse Veranstaltungen von Untersuchungsgefangenen und Strafgefangenen sind 
zulässig, wenn nicht in Ausnahmefällen der Richter anderes anordnet. 

Nr. 48   Einzelseelsorge 

(1) Der Gefangene hat das Recht, den Zuspruch eines Seelsorgers seines Bekenntnisses zu empfangen. 
Nr. 47 Abs. 2 gilt sinngemäß. 

(2) Die hauptamtlich oder vertraglich angestellten Anstaltsseelsorger dürfen den Gefangenen ohne 
Erlaubnis aufsuchen. 

(3) Anderen Seelsorgern als Anstaltsseelsorgern erteilt der Richter die Erlaubnis zum seelsorgerischen 
Besuch des Gefangenen; der Richter bestimmt, ob der Besuch überwacht wird. 
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Nr. 48a   Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die Nrn. 47 und 48 entsprechend. 

 

21.4 Berlin 

21.4.1 Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe in Berlin 
(Berliner Jugendstrafvollzugsgesetz - JStVollzG Bln) 

Vom 15.12.2007 (GVBl. 2007, 653), zuletzt geändert durch Gesetz vom Gesetzes vom 
21.06.2011 (GVBl. S. 287) 

Zweiter Abschnitt 

Vollzugsplanung 

§ 20 [Entlassungszeitpunkt] 

(…) 

 (2) Fällt das Strafende auf einen Sonnabend oder Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag, den ersten 
Werktag nach Ostern oder Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis zum 6. Januar, so können 
die Gefangenen an dem diesem Tag oder Zeitraum vorhergehenden Werktag entlassen werden, wenn 
dies gemessen an der Dauer der Strafzeit vertretbar ist und fürsorgerische Gründe nicht 
entgegenstehen. (…) 

 (…) 

Dritter Abschnitt 

Unterbringung und Versorgung der Gefangenen 

§ 31 [Verpflegung und Einkauf] 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den besonderen 
Anforderungen an eine gesunde Ernährung junger Menschen und werden ärztlich überwacht. Auf 
ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 

Sechster Abschnitt 

Religionsausübung 

§ 43 [Seelsorge] 

(1) Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger nicht 
versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 



1001 

 

(2) Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei 
grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 44 [Religiöse Veranstaltungen] 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der 
Religionsgemeinschaft. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 45 [Weltanschauungsgemeinschaften] 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 43 und 44 entsprechend. 

(…) 

Zehnter Abschnitt 

Unmittelbarer Zwang 

§ 79 [Handeln auf Anordnung] 

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder einer sonst befugten Person angeordnet, sind die 
Bediensteten verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde 
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. (…) 

(…) 

Fünfzehnter Abschnitt 

Aufbau der Jugendstrafanstalt 

§ 99 [Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung] 

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt so fest, dass eine angemessene 
Unterbringung während der Ruhezeit gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine 
ausreichende Anzahl von Plätzen für Aus- und Weiterbildung, Arbeit sowie von Räumen für 
Seelsorge, Freizeit, Sport, therapeutische Maßnahmen und Besuche zur Verfügung steht. (…) 

(…) 

§ 103 [Seelsorger] 

(1) Die Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet. 
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(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters dürfen Anstaltsseelsorger sich freier 
Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von 
außen zuziehen. 

(…) 

21.4.2 Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft in Berlin (Berliner 
Untersuchungshaftvollzugsgesetz - UVollzG Bin) 

Vom 03.12.2009 (GVBl. 2009, 686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.06.2011 
(GVBl. S. 287) 

Dritter Abschnitt 

Unterbringung und Versorgung der Untersuchungsgefangenen 

§ 18 [Verpflegung und Einkauf] 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Untersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen.(…) 

(…) 

Fünfter Abschnitt 

Religionsausübung 

§ 29 [Seelsorge] 

(1) Den Untersuchungsgefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen 
Seelsorger nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem 
Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Die Untersuchungsgefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen 
nur bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem 
Umfang zu belassen. 

§ 30 [Religiöse Veranstaltungen] 

(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der 
Religionsgemeinschaft. 
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(3) Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies zur Umsetzung einer verfahrenssichernden 
Anordnung oder aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt geboten ist; die 
Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 31 [Weltanschauungsgemeinschaften] 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 29 und 30 entsprechend. 

(…) 

Achter Abschnitt 

Unmittelbarer Zwang 

§ 57 [Handeln auf Anordnung] 

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, so sind die 
Bediensteten verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde 
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. (…) 

(…) 

Zwölfter Abschnitt 

Aufbau der Anstalt 

§ 77 [Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung] 

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt so fest, dass eine angemessene 
Unterbringung während der Ruhezeit gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine 
ausreichende Anzahl von Plätzen für Arbeit und Bildung sowie von Räumen für Seelsorge, Freizeit, 
Sport und Besuche zur Verfügung steht. (…) 

§ 81 [Seelsorge] 

(1) Die Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters darf die Anstaltsseelsorgerin oder der 
Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere 
religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 

(…) 
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21.5 Brandenburg 

21.5.1 Gesetz über den Vollzug der Abschiebungshaft außerhalb der 
Justizvollzugsanstalten (Abschiebungshaftvollzugsgesetz – AbschhVG) 

Vom 19.03.1996 (GVBl. I 1996, 98), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.04.2014 (GVBl. I 
Nr. 21) 

§ 3 Unterbringung 

(…) 

(4) Bei der Unterbringung ist auf die religiöse und ethnische Zugehörigkeit zu achten. 

§ 5 Versorgung 

(1) Abschiebungshäftlinge werden angemessen verpflegt. Auf Gewohnheiten, die sich aus ihrer 
Religionsausübung ergeben, wird Rücksicht genommen. 

§ 8 Religiöse Betätigung und Freizeitgestaltung 

(1) Abschiebungshäftlingen ist auf ihren Wunsch die Möglichkeit zu verschaffen, mit einem 
Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Auf dem Gelände und in dem Gebäude der Abschiebungshafteinrichtung vorhandene 
Freizeitmöglichkeiten können durch die Abschiebungshäftlinge genutzt werden. 

(3) Abschiebungshäftlinge können auf eigene Kosten Zeitungen, Zeitschriften und andere 
Druckerzeugnisse beziehen. Ausgeschlossen sind Druckerzeugnisse, deren Verbreitung mit Strafe oder 
Geldbuße bedroht ist oder die die Sicherheit und Ordnung in der Einrichtung erheblich gefährden. 

(4) Abschiebungshäftlinge können im Rahmen der in der Abschiebungshafteinrichtung gegebenen 
Möglichkeiten am gemeinschaftlichen Hörfunk und Fernsehempfang teilnehmen. Sofern es den 
Vollzugszweck nicht behindert, kann die Nutzung eigener Empfangsgeräte und eigener 
kommunikationstechnischer Geräte zugelassen werden. 

§ 11 Sicherheit und Ordnung 

(…) 

(4) Abschiebungshäftlinge, ihre Sachen und die Hafträume können zur Wahrung der Sicherheit der in 
der Einrichtung tätigen Dienstkräfte und der untergebrachten Personen und zur Verhinderung von 
Selbst- oder Fremdschädigungen durchsucht werden. Die Durchsuchung von männlichen Personen ist 
durch männliche und die von weiblichen Personen durch weibliche Dienstkräfte unter Beachtung der 
Menschenwürde in einem geschlossenen Raum durchzuführen. 

(…) 
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21.5.2 Gesetz über den Vollzug der Freiheiststrafe, der Jugendstrafe und der Unter-
suchungshaft im Land Brandenburg (Brandenburgisches Justizvollzugsgesetz – 

BbgJVollzG) 
 Vom 24.04.2013 (GVBl. I S. 14) 

Abschnitt 1 

Allgemeine Bestimmungen 

  

§ 7 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 

(1) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensverhältnissen so weit wie möglich anzugleichen. 

(2) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzuwirken. 

(3) Ein besonderes Augenmerk ist auf die Verhütung von Selbsttötungen und den Schutz der 
Gefangenen vor Übergriffen Mitgefangener zu richten. 

(4) Die unterschiedlichen Bedürfnisse der Gefangenen, insbesondere im Hinblick auf Geschlecht, 
Alter, Herkunft, Religion, Behinderung und sexuelle Identität werden bei der Vollzugsgestaltung 
berücksichtigt. 

 

§ 59 Religiöse Schriften und Gegenstände 

Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften sowie in angemessenem Umfang 
Gegenstände des religiösen Gebrauchs besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei grobem Missbrauch 
entzogen werden. 

 

§ 63 Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen oder sich fleischlos zu ernähren. 

(2) Den Gefangenen wird ermöglicht einzukaufen. Die Anstalt wirkt auf ein Angebot hin, das auf 
Wünsche und Bedürfnisse der Gefangenen Rücksicht nimmt. Das Verfahren des Einkaufs regelt die 
Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter. Straf- und Jugendstrafgefangene können Nahrungs-, Genuss- 
und Körperpflegemittel nur vom Haus- und Taschengeld, andere Gegenstände in angemessenem 
Umfang auch vom Eigengeld einkaufen. 

Religionsausübung 
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§ 81 Seelsorge 

Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger nicht versagt 
werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

§ 82 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses in der Anstalt teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der 
Religionsgemeinschaft. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung, bei 
Untersuchungsgefangenen auch zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Absatz 1 der 
Strafprozessordnung geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 83 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 59, 81 und 82 entsprechend. 

§ 111 Anstaltsseelsorgerinnen, Anstaltsseelsorger 

(1) Die Anstalt wird mit der für die religiöse Betreuung der Gefangenen erforderlichen Anzahl von 
Seelsorgerinnen oder Seelsorgern (Anstaltsseelsorgerinnen, Anstaltsseelsorger) ausgestattet. 
Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger werden von der jeweiligen Religionsgemeinschaft im 
Einvernehmen mit der Aufsichtsbehörde berufen. Sie wirken in enger Zusammenarbeit mit den 
anderen im Vollzug Tätigen eigenverantwortlich an der Erreichung des Vollzugsziels mit. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters darf die Anstaltsseelsorgerin oder der 
Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehelfer bedienen und diese für 
Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 

§ 132 Kenntlichmachung in der Anstalt, Lichtbildausweise 

(1) Mit Ausnahme des religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses, personenbezogener 
Daten über die ethnische Herkunft, sexuelle Identität, politische Meinungen, die Gewerk-
schaftszugehörigkeit und der personenbezogenen Daten von Gefangenen, die anlässlich ärzt-
licher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen Daten von Gefangenen in der Anstalt 
allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben erfor-
derlich ist. 

(2) Die Anstalt kann die Gefangenen verpflichten, einen Lichtbildausweis mit sich zu führen, 
wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist. Dieser ist bei 
der Verlegung in eine andere Anstalt oder bei der Entlassung einzuziehen oder zu vernichten. 
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21.6 Bremen 

21.6.1 Bremisches Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft (Bremisches 
Untersuchungshaftvollzugsgesetz – BremUVollzG) 
Vom 02.03.2010 (Brem. GBl. 2010, 191) 

Abschnitt 3 Unterbringung und Versorgung der Untersuchungsgefangenen 

§ 18 Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Untersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 

Abschnitt 5 Religionsausübung 

§ 29 Seelsorge 

(1) Den Untersuchungsgefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen 
Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit 
einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Die Untersuchungsgefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen 
nur bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem 
Umfang zu belassen. 

 

 

§ 30 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der 
Religionsgemeinschaft. 

(3) Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies zur Umsetzung einer verfahrenssichernden 
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Anordnung oder aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt geboten ist; die 
Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 31 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 29 und 30 entsprechend. 

Abschnitt 8 Unmittelbarer Zwang 

§ 57 Handeln auf Anordnung 

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind die 
Bediensteten verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei. denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde 
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. 

(…) 

Abschnitt 12 Aufbau der Anstalt 

§ 81 Seelsorgerinnen und Seelsorger 

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters darf die Anstaltsseelsorgerin oder der 
Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelferinnen oder Seelsorgehelfer bedienen und diese für 
Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 

Abschnitt 14 Datenschutz 

§ 92 Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis und. personenbezogene Daten von 
Untersuchungsgefangenen, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in 
der Anstalt nicht allgemein kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten von 
Untersuchungsgefangenen dürfen innerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit 
dies für ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist. § 89 Absatz 9 bis 11 bleibt 
unberührt. 

(…) 

21.6.2 Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe im Land Bremen 
Vom 27.03.2007 (Brem. GBl. 2007, 233) 

Abschnitt 6 Religionsausübung 

§ 43 Seelsorge 

(1) Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft 
nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 
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(2) Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 44 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 45 Weltanschauungsgemeinschaften  

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten §§ 43 und 44 entsprechend. 

Abschnitt 13 Datenschutz 

§ 92 Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis und personenbezogene Daten von Gefangenen, die 
anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein 
kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten von Gefangenen dürfen innerhalb der 
Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben in der 
Anstalt erforderlich ist. § 89 Abs. 8 bis 10 bleibt unberührt. 

(…) 

 

 

 

Abschnitt 15 Aufbau der Jugendstrafvollzugsanstalt  

§ 103 Seelsorger 

(1) Die Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters darf der Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer 
bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 
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21.7 Hamburg 

21.7.1 Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe (Hamburgisches 
Strafvollzugsgesetz – HmbStVollzG) 

Vom 14.07.2009 (HmbGVBl. 2009, 257), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.05.2013 
(HmbGVBl. 211, 233) 

Teil 2 - Vollzug der Freiheitsstrafe 

Abschnitt 3 - Unterbringung und Ernährung der Gefangenen 

§ 24 - Verpflegung 

Die Gefangenen erhalten Anstaltsverpflegung. Zusammensetzung und Nährwert der 
Anstaltsverpflegung werden ärztlich überwacht. Religiöse Speisegebote werden beachtet. 

Abschnitt 8 - Religionsausübung 

§ 54 - Seelsorge 

(1) Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch Seelsorgerinnen und Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit 
Seelsorgerinnen oder Seelsorgern ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 55 - Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft 
werden die Gefangenen zugelassen, wenn die Seelsorgerinnen oder Seelsorger der anderen 
Religionsgemeinschaft zustimmen. 

(3) Die Gefangenen können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung geboten ist; die Seelsorgerinnen oder Seelsorger sollen vorher gehört werden. 

§ 56 - Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten §§ 54 und 55 entsprechend. 

Abschnitt 10 - Sicherheit und Ordnung 

§ 74 - Besondere Sicherungsmaßnahmen 

(…) 
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(3) Die unausgesetzte Absonderung Gefangener (Einzelhaft) ist nur zulässig, wenn sie aus den 
Gründen des Absatzes 1 unerlässlich ist. Einzelhaft von mehr als drei Monaten Gesamtdauer in einem 
Jahr bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Diese Frist wird nicht dadurch unterbrochen, dass 
die Gefangenen am Gottesdienst oder an der Freistunde teilnehmen. Während des Vollzuges der 
Einzelhaft sind die Gefangenen in besonderem Maße zu betreuen. 

(…) 

Abschnitt 11 - Unmittelbarer Zwang 

§ 81 - Handeln auf Anordnung 

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind die 
Bediensteten verpflichtet, die Anordnung zu befolgen, es sei denn, sie verletzt die Menschenwürde 
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. 

(…) 

Teil 4 - Vollzugsbehörden 

Abschnitt 2 - Organisation der Justizvollzugsanstalten 

§ 106 - Seelsorgerinnen, Seelsorger 

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung dürfen die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger 
freie Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehelfer hinzuziehen und an Gottesdiensten sowie anderen 
religiösen Veranstaltungen Seelsorgerinnen und Seelsorger von außen beteiligen. 

 

Abschnitt 5 - Datenschutz 

§ 123 - Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis der Gefangenen und personenbezogene Daten, die 
anlässlich ärztlicher oder psychologischer Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt 
nicht allgemein kenntlich gemacht werden. Dies gilt nicht für andere personenbezogene Daten, deren 
allgemeine Kenntnis innerhalb der Anstalt für ein geordnetes Zusammenleben erforderlich ist; § 120 
Absätze 8 bis 10 bleibt unberührt. 

(…) 
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21.7.2 Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe 
(Hamburgisches Jugendstrafvollzugsgesetz – HmbJStVollzG) 

Vom 14. Juli 2009 (HmbGVBl.  2009, 257, 280), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21.05.2013 (HmbGVBl. S.211, 238) 

Teil 2 Vollzug der Jugendstrafe 

Abschnitt 3 – Unterbringung und Ernährung der Gefangenen  

§ 24 Verpflegung 

Die Gefangenen erhalten Anstaltsverpflegung. Zusammensetzung und Nährwert der 
Anstaltsverpflegung werden ärztlich überwacht. Religiöse Speisegebote werden beachtet. 

Abschnitt 8 – Religionsausübung  

§ 54 Seelsorge 

(1) Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch Seelsorgerinnen und Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit 
Seelsorgerinnen oder Seelsorgern ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 55 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft 
werden die Gefangenen zugelassen, wenn die Seelsorgerinnen oder Seelsorger der anderen 
Religionsgemeinschaft zustimmen. 

(3) Die Gefangenen können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung geboten ist; die Seelsorgerinnen oder Seelsorger sollen vorher gehört werden. 

§ 56 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten §§ 54 und 55 entsprechend. 

Abschnitt 10 – Sicherheit und Ordnung 

§ 74 Besondere Sicherungsmaßnahmen  

(…) 

(3) Die unausgesetzte Absonderung Gefangener (Einzelhaft) ist nur zulässig, wenn sie aus den 
Gründen des Absatzes 1 unerlässlich ist. Einzelhaft von mehr als zwei Monaten Gesamtdauer in einem 
Jahr bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Diese Frist wird nicht dadurch unterbrochen, dass 
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die Gefangenen am Gottesdienst oder an der Freistunde teilnehmen. Während des Vollzuges der 
Einzelhaft sind die Gefangenen in besonderem Maße zu betreuen. 

(…) 

Abschnitt 11 – Unmittelbarer Zwang 

§ 81 Handeln auf Anordnung 

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind die 
Bediensteten verpflichtet, die Anordnung zu befolgen, es sei denn, sie verletzt die Menschenwürde 
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. 

(…) 

Teil 3 – Vollzugsbehörden 

Abschnitt 2 – Organisation der Justizvollzugsanstalt  

§ 102 Seelsorgerinnen, Seelsorger 

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung dürfen die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger 
freie Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehelfer hinzuziehen und an Gottesdiensten sowie anderen 
religiösen Veranstaltungen Seelsorgerinnen und Seelsorger von außen beteiligen. 

Abschnitt 5 – Datenschutz  

§ 119 Schutz besonderer Daten  

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis der Gefangenen und personenbezogene Daten, die 
anlässlich ärztlicher oder psychologischer Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt 
nicht allgemein kenntlich gemacht werden. Dies gilt nicht für andere personenbezogene Daten, deren 
allgemeine Kenntnis innerhalb der Anstalt für ein geordnetes Zusammenleben erforderlich ist; § 116 
Absätze 8 bis 10 bleibt unberührt. 

(…) 
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21.7.3 Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft 
(Hamburgisches Untersuchungshaftvollzugsgesetz – HmbUVollzG) 

Vom 15. Dezember 2009 (HmbGVBl.  2009, 473), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21.05.2013 

Teil 2 - Vollzug der Untersuchungshaft 

Abschnitt 7 - Religionsausübung 

§ 39 - Seelsorge 

(1) Den Untersuchungsgefangenen darf religiöse Betreuung durch Seelsorgerinnen und Seelsorger 
ihrer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit 
Seelsorgerinnen oder Seelsorgern ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Die Untersuchungsgefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen 
nur bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem 
Umfang zu belassen. 

§ 40 - Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft 
werden die Untersuchungsgefangenen zugelassen, wenn die Seelsorgerinnen oder Seelsorger der 
anderen Religionsgemeinschaft zustimmen. 

(3) Die Untersuchungsgefangenen können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies zur Umsetzung einer verfahrenssichernden 
Anordnung oder aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten ist; die 
Seelsorgerinnen oder Seelsorger sollen vorher gehört werden. 

§ 41 - Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten §§ 39 und 40 entsprechend. 

Abschnitt 9 - Sicherheit und Ordnung 

§ 54 - Besondere Sicherungsmaßnahmen 

(…) 

(3) Die unausgesetzte Absonderung Untersuchungsgefangener (Einzelhaft) ist nur zulässig, wenn sie 
aus den Gründen des Absatzes 1 unerlässlich ist. Einzelhaft von mehr als einem Monat Gesamtdauer 
in einem Jahr bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde und wird dem Gericht und der 
Staatsanwaltschaft von der Anstalt mitgeteilt. Diese Frist wird nicht dadurch unterbrochen, dass die 
Untersuchungsgefangenen am Gottesdienst oder an der Freistunde teilnehmen. Während des 
Vollzuges der Einzelhaft sind die Untersuchungsgefangenen in besonderem Maße zu betreuen. 

(…) 
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Abschnitt 10 - Unmittelbarer Zwang 

§ 60 - Handeln auf Anordnung 

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind die 
Bediensteten verpflichtet, die Anordnung zu befolgen, es sei denn, sie verletzt die Menschenwürde 
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. 

(…) 

Teil 4 - Vollzugsbehörden 

Abschnitt 2 - Organisation der Justizvollzugsanstalten 

§ 92 - Seelsorgerinnen, Seelsorger 

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung dürfen die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger 
freie Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehelfer hinzuziehen und an Gottesdiensten sowie anderen 
religiösen Veranstaltungen Seelsorgerinnen und Seelsorger von außen beteiligen. 

Abschnitt 5 - Datenschutz 

§ 106 - Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis der Untersuchungsgefangenen und 
personenbezogene Daten, die anlässlich ärztlicher oder psychologischer Untersuchungen erhoben 
worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein kenntlich gemacht werden. Dies gilt nicht für 
andere personenbezogene Daten, deren allgemeine Kenntnis innerhalb der Anstalt für ein geordnetes 
Zusammenleben erforderlich ist; § 103 Absätze 9 bis 11 bleibt unberührt. 

(…) 

 

21.7.4 Gesetz über den Vollzug von Maßregeln der Besserung und Sicherung in 
einem psychatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt 

(Hamburgisches Maßregelvollzugsgesetz – HmbMVollzG) 
Vom 07.09.2007 (HmbGVBl.  2007, 301), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.10.2013 

(HmbGVBl. S. 425) 

Abschnitt 3 – Gestaltung des Maßregelvollzugs  

§ 15 Besuche 

(…) 

(3) Besuche durch die gesetzliche Vertretung der untergebrachten Person, durch Verteidigerinnen oder 
Verteidiger der untergebrachten Person, durch Rechtsanwältinnen und Notarinnen oder Rechtsanwälte 
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und Notare in einer die untergebrachte Person betreffenden Rechtssache und durch Seelsorgerinnen 
oder Seelsorger derjenigen Religionsgemeinschaft, der die untergebrachte Person angehört, dürfen 
zahlenmäßig nicht beschränkt werden. Bei diesen Besuchen dürfen Schriftstücke, die mit dem Anlass 
des Besuchs im Zusammenhang stehen, übergeben werden; eine vorherige Überprüfung der 
Schriftstücke kann angeordnet werden. Eine Überwachung der Besuche von Verteidigerinnen und 
Verteidigern und eine inhaltliche Überprüfung der von diesen mitgeführten, übergebenen oder 
entgegengenommenen Schriftstücke findet nicht statt. 

§ 16 Schriftverkehr  

(…) 

(5) Der Schriftverkehr der untergebrachten Person mit ihrer Verteidigerin oder ihrem Verteidiger, 
Gerichten, Behörden und Volksvertretungen in der Bundesrepublik Deutschland, dem Europäischen 
Parlament, des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, der Aufsichtskommission nach § 48 
und der bzw. dem Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit darf nicht 
eingeschränkt, untersagt oder überwacht werden. Ferner dürfen Schreiben der untergebrachten Person 
an ihre gesetzliche Vertretung, an Rechtsanwältinnen und Notarinnen oder Rechtsanwälte und Notare 
in einer die untergebrachte Person betreffenden Rechtssache und an Seelsorgerinnen und Seelsorger 
derjenigen Religionsgemeinschaft, der die untergebrachte Person angehört, nicht angehalten werden. 

(…) 

§ 21 Religionsausübung  

(1) Die untergebrachte Person ist berechtigt, innerhalb der Vollzugseinrichtung an Gottesdiensten und 
sonstigen religiösen Veranstaltungen ihrer Religionsgemeinschaft teilzunehmen. An Veranstaltungen 
anderer Religionsgemeinschaften kann sie teilnehmen, wenn deren Seelsorgerin bzw. Seelsorger 
zustimmt. 

(2) Die untergebrachte Person kann von der Teilnahme an religiösen Veranstaltungen nur in 
begründeten Fällen ausgeschlossen werden, wenn andernfalls der Zweck der Unterbringung oder die 
Sicherheit oder das geordnete Zusammenleben in der Vollzugseinrichtung gefährdet werden würde. 
Unter den gleichen Voraussetzungen darf auch die seelsorgerliche Betreuung eingeschränkt oder 
untersagt werden. 

(3) Die untergebrachte Person ist berechtigt sich die zentrale Literatur ihrer Religionsgemeinschaft, 
insbesondere die Bibel, die Tora oder den Koran nebst entsprechender Liturgieliteratur (Gesangsbuch, 
Gebetbuch) auf eigene Kosten zu besorgen und zu nutzen. 

(4) Als Religionsgemeinschaften gelten auch Zusammenschlüsse von Personen eines gleichen 
weltanschaulichen Bekenntnisses. 
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21.8 Hessen 

21.8.1 Hessisches Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der 
Sicherungsverwahrung (HStVollzG)145 

Vom 28.06.2010146 (GVBl. I 2010, 185), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 
(GVBl. , 46) 

Zweiter Abschnitt   Vollzug der Freiheitsstrafe 

Dritter Titel   Unterbringung und Versorgung der Gefangenen 

§ 22   Verpflegung und Einkauf 

(1) Die Gefangenen erhalten Verpflegung durch die Anstalt. Zusammensetzung und Nährwert müssen 
den Anforderungen an eine gesunde Ernährung entsprechen und ärztlich überwacht werden. Auf 
ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

Sechster Titel   Religionsausübung und Seelsorge 

§ 32   Religionsausübung und Seelsorge 

(1) Den Gefangenen ist eine seelsorgerische und religiöse Betreuung durch ihre Religionsgemeinschaft 
zu ermöglichen. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit der Seelsorge ihrer Religionsgemeinschaft 
in Verbindung zu treten. 

(2) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. § 19 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Grundlegende religiöse Schriften dürfen ihnen nur bei 
grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. Zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft werden Gefangene zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger 
einwilligt. Gefangene können von der Teilnahme ausgeschlossen werden, wenn dies aus 
überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder 
der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

(4) Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die Abs. 1 bis 3 entsprechend. 

                                                           

 

145 Gültig bis: 31.12.2015. 

146 Verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Schaffung und Änderung hessischer Vollzugsgesetze vom 28. Juni 
2010 (GVBl. I S. 185). 
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21.8.2 Hessisches Jugendstrafvollzugsgesetz (HessJStVollzG)147 
Vom 19.11.2007 (GVBl. I 2007, 758), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 (GVBl, 

46) 

Vierter Abschnitt   Unterbringung und Versorgung der Gefangenen 

§ 22   Verpflegung und Einkauf 

(1) Die Gefangenen erhalten Verpflegung durch die Anstalt. Zusammensetzung und Nährwert der 
Anstaltsverpflegung müssen den besonderen Anforderungen an eine gesunde Ernährung junger 
Menschen entsprechen und ärztlich überwacht werden. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…)  

Siebter Abschnitt   Religionsausübung und Seelsorge  

§ 31   Religionsausübung und Seelsorge 

(1) Den Gefangenen ist eine seelsorgerische und religiöse Betreuung durch ihre Religionsgemeinschaft 
zu ermöglichen. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit der Seelsorge ihrer Religionsgemeinschaft 
in Verbindung zu treten. 

(2) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. § 19 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Grundlegende religiöse Schriften dürfen ihnen nur bei 
grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. Zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft werden Gefangene zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger 
einwilligt. Gefangene können von der Teilnahme ausgeschlossen werden, wenn dies aus 
überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger 
soll vorher gehört werden. 

(4) Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten Abs. 1 bis 3 entsprechend. 

 

 

                                                           

 

147 Gültig bis: 31.12.2015. 
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21.8.3 Hessisches Untersuchungshaftvollzugsgesetz (HUVollzG)148 
Vom 28.06.2010149 (GVBl. I 2010, 185, 208), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 

(GVBl., 46) 

Dritter Abschnitt   Unterbringung und Versorgung der Untersuchungsgefangenen 

§ 14   Verpflegung und Einkauf 

(1) Die Untersuchungsgefangenen erhalten Verpflegung durch die Anstalt. Zusammensetzung und 
Nährwert müssen den Anforderungen an eine gesunde Ernährung entsprechen und ärztlich überwacht 
werden. Auf ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Den 
Untersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu 
befolgen. 

Fünfter Abschnitt   Religionsausübung und Seelsorge 

§ 24   Religionsausübung und Seelsorge 

(1) Den Untersuchungsgefangenen ist eine seelsorgerische und religiöse Betreuung durch ihre 
Religionsgemeinschaft zu ermöglichen. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu helfen, mit der Seelsorge ihrer 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Den Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem 
Umfang zu belassen. § 11 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Grundlegende religiöse Schriften dürfen 
ihnen nur bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. Zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft werden Untersuchungsgefangene zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder 
Seelsorger einwilligt. Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme ausgeschlossen werden, 
wenn dies zur Umsetzung einer verfahrenssichernden Anordnung oder aus überwiegenden Gründen 
der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher 
gehört werden. 

(4) Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die Abs. 1 bis 3 entsprechend. 

Zwölfter Abschnitt   Datenschutz 

§ 57   Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis von Untersuchungsgefangenen und 
personenbezogene Daten, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der 
Anstalt nicht allgemein kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten über die 
Untersuchungsgefangenen dürfen innerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit 
dies für ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist. 

                                                           

 

148 Gültig bis: 31.12.2015. 

149 Verkündet als Artikel 2 des Gesetzes zur Schaffung und Änderung hessischer Vollzugsgesetze vom 28. Juni 
2010 (GVBl. I S. 185, 208). 
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(…) 

Dreizehnter Abschnitt   Anstalten 

§ 68   Seelsorgerinnen und Seelsorger 

(1) Die Seelsorgerin oder der Seelsorger wird im Einvernehmen mit der Religionsgemeinschaft im 
Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Zahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Abs. 1 
nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zu ermöglichen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung kann sich die Anstaltsseelsorge außenstehender Personen 
bedienen und sie insbesondere zur Mitwirkung an Gottesdiensten und anderen religiösen 
Veranstaltungen hinzuziehen. 

21.9 Mecklenburg-Vorpommern 

21.9.1 Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe (Jugendstrafvollzugsgesetz 
Mecklenburg-Vorpommern - JStVollzG M-V) 

Vom 14.12.2007 (GVOBl. M-V 2007, 427) 

Abschnitt 3   Unterbringung und Versorgung der Gefangenen 

§ 31   Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den besonderen 
Anforderungen an eine gesunde Ernährung junger Menschen und werden ärztlich überwacht. Auf 
ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

Abschnitt 6   Religionsausübung 

§ 43   Seelsorge 

(1) Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft 
nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 44   Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft. 
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(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 45   Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 43 und 44 entsprechend. 

Abschnitt 13   Datenschutz 

§ 92   Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis und personenbezogene Daten von Gefangenen, die 
anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein 
kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten von Gefangenen dürfen innerhalb der 
Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben in der 
Anstalt erforderlich ist. § 89 Abs. 8 bis 10 bleibt unberührt. 

Abschnitt 15   Aufbau der Jugendstrafvollzugsanstalt 

§ 103   Seelsorger 

(1) Die Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters darf der Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer 
bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 

21.9.2 Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft in 
Mecklenburg-Vorpommern 

(Untersuchungshaftvollzugsgesetz Mecklenburg-Vorpommern - UVollzG M-V) 
Vom 17.12.2009 (GVOBl. M-V 2009, 763) 

Abschnitt 3   Unterbringung und Versorgung der Untersuchungsgefangenen 

§ 18   Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Untersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 
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Abschnitt 5   Religionsausübung 

§ 29   Seelsorge 

(1) Den Untersuchungsgefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem Seelsorger 
ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Die Untersuchungsgefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen 
nur bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem 
Umfang zu belassen. 

§ 30   Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft. 

(3) Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies zur Umsetzung einer verfahrenssichernden 
Anordnung oder aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt geboten ist; der 
Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 31   Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 29 und 30 entsprechend. 

21.10 Niedersachsen 

21.10.1 Niedersächsisches Justizvollzugsgesetz (NJVollzG) 
Vom 08.04.2014 (Nds. GVBl. 2014, 106) 

Drittes Kapitel   Unterbringung, Kleidung, Verpflegung und Einkauf 

§ 23   Anstaltsverpflegung 

Gefangene sind gesund zu ernähren. Auf ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. 
Der oder dem Gefangenen ist es zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer oder seiner 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

Siebtes Kapitel   Religionsausübung 

§ 53   Seelsorge 

(1) 1Der oder dem Gefangenen darf eine religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen 
Seelsorger ihrer oder seiner Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf ihren oder seinen 
Wunsch ist ihr oder ihm zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger ihrer oder seiner 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 
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(2) Die oder der Gefangene darf grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihr oder ihm nur 
bei grobem Missbrauch entzogen werden; auf Verlangen der oder des Gefangenen soll ihre oder seine 
Seelsorgerin oder ihr oder sein Seelsorger über den Entzug unterrichtet werden. 

(3) Der oder dem Gefangenen sind sonstige Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem 
Umfang zu belassen, soweit nicht überwiegende Gründe der Sicherheit der Anstalt entgegenstehen. 

§ 54   Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die oder der Gefangene hat das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres oder seines Bekenntnisses in der Anstalt teilzunehmen. 

(2) Die oder der Gefangene wird zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer 
anderen Religionsgemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt. 

(3) Die oder der Gefangene kann von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 55   Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 53 und 54 entsprechend. 

Zehntes Kapitel   Ergänzende Anwendung von Vorschriften des Zweiten Teils und der 
Strafprozessordnung 

§ 169   Ergänzende Anwendung von Vorschriften des Zweiten Teils und der 
Strafprozessordnung 

(1) Für den Vollzug der Untersuchungshaft gelten die Vorschriften des Zweiten Teils über die 
Vorführung (§ 14 Abs. 3 Satz 3), die Anstaltsverpflegung (§ 23), die Gutschrift als Eigengeld (§ 48 
Abs. 1 Satz 1), die Religionsausübung (§§ 53 bis 55), die Besonderheiten des Vollzuges an weiblichen 
Gefangenen (§§ 71 bis 73), die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 100) sowie die Beschwerde (§ 
101) entsprechend. 

(…). 

21.10.2 Niedersächsisches Maßregelvollzugsgesetz (Nds. MVollzG) 
Vom 01.06.1982 (Nds. GVBl. 1982, 131), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.06.2010 

(Nds. GVBl. S. 249) 

Zweiter Teil   Untersuchung, Behandlung und Förderung 

§ 10   Seelsorge 

(1) Dem Untergebrachten ist Gelegenheit zu geben, Seelsorge durch eine im Inland bestehende Kirche 
oder andere Religionsgemeinschaft in Anspruch zu nehmen. Bei Beschränkungen, insbesondere 
denjenigen des Besuchs, des Schriftwechsels, der Teilnahme an Veranstaltungen sowie des Besitzes 
und des Erwerbs von Sachen, ist auf das Bedürfnis nach Seelsorge Rücksicht zu nehmen. 

(2) Die Einrichtung soll die den Untergebrachten geltenden seelsorgerischen Bemühungen der in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Kirchen und Religionsgemeinschaften fördern, soweit die Ziele der 
Unterbringung dies zulassen. 
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die der Seelsorge vergleichbare Betreuung von Untergebrachten 
durch eine den Religionsgemeinschaften gleichstehende Weltanschauungsvereinigung sinngemäß. 

21.11 Nordrhein-Westfalen 

21.11.1 Gesetz zur Regelung des Jugendstrafvollzugsgesetz in Nordrhein-
Westfalen (Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen – JstVollzG NRW) 

Vom 20.11.2007 (GV. NRW.  2007, 539), zuletzt mehrfach geändert durch Gesetz vom 
08.12.2009 (GV. NRW.  S. 762) 

Siebter Abschnitt 

Religionsausübung 

§ 51 Seelsorge  

(1) Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf Wunsch der Gefangenen ist ihnen zu helfen, mit 
einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Gefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 52 Religiöse Veranstaltungen  

(1) Die Gefangenen haben das Recht, in der Anstalt am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Gefangene werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft in der Anstalt zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger wird vorher gehört. 

§ 53 Weltanschauungsgemeinschaften  

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 51 und 52 entsprechend. 

 

Achtzehnter Abschnitt  

Innerer Aufbau, Aufischt über Anstalten  

§ 120 Seelsorge  

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 
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(2) Wenn die geringe Zahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz 1 
nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung darf die Anstaltsseelsorge sich freier Seelsorgehelferinnen 
oder Seelsorgehelfer bedienen und für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen diese 
von außen hinzuziehen. 

21.11.2 Gesetz zur Regelung des Vollzuges der Untersuchungshaft in 
Nordrhein-Westfalen 

(Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen - UvollzG NRW) 
Vom 27.10.2009 (GV. NRW. 2009, 540) 

Abschnitt 3 Gestaltung des Lebens in der Anstalt 

§ 14 Anstaltsverpflegung 

Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Empfehlungen der 
Deutschen Gesellschaft für Ernährung e.V. und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung 
wird besondere Verpflegung gewährt. Untersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaften zu befolgen. 

Abschnitt 4 Religionsausübung 

§ 15 Seelsorge 

(1) Untersuchungsgefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger 
ihrer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf Wunsch der Untersuchungsgefangenen ist 
ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in 
Verbindung zu treten. 

(2) Untersuchungsgefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur 
bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang 
zu belassen. 

§ 16 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Untersuchungsgefangene dürfen in der Anstalt am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilnehmen. 

(2) Untersuchungsgefangene werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer 
anderen Religionsgemeinschaft in der Anstalt zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger 
zustimmt. 

(3) Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung geboten ist. Die Anstaltsseelsorge ist zu hören. 

§ 17 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 15 und 16 entsprechend. 
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Abschnitt 7 Sicherheit und Ordnung 

§ 34 Einsatz von Videotechnik 

(…) 

(5) Für die Dauer der seelsorglichen Betreuung ist die Überwachung auf Verlangen der 
Anstaltsseelsorge auszusetzen. 

(…) 

Abschnitt 9 Besondere Maßnahmen 

§ 44 Überwachung durch den ärtzlichen und psychologischen Dienst 

(1) Vor der Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen ist der ärztliche Dienst zu hören, wenn 
Untersuchungsgefangene ärztlich behandelt oder beobachtet werden oder deren seelischer Zustand den 
Anlass der Maßnahme bildet. Ist dies wegen Gefahr im Verzuge nicht möglich, wird die ärztliche 
Stellungnahme unverzüglich eingeholt. 

(…) 

Abschnitt 12 Vollzugsbehörden und Beiräte 

§ 57 Seelsorge 

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Zahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz 1 
nicht rechtfertigt, ist die seelsorgliche Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung darf die Anstaltsseelsorge sich freier Seelsorgehelferinnen 
oder Seelsorgehelfer bedienen und für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen 
Seelsorgerinnen oder Seelsorger von außen hinzuziehen. 

§ 61 Festsetzung der Belegungsfähigkeit 

Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit für jede Anstalt so fest, dass eine angemessene 
Unterbringung während der Ruhezeit (§ 10 Absatz 1) gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass eine ausreichende Anzahl von Plätzen für Arbeit, Ausbildung und Weiterbildung sowie von 
Räumen für Seelsorge, Freizeit, Sport, therapeutische Maßnahmen und Besuche zur Verfügung steht. 

Abschnitt 13 Datenschutz 

§ 69 Schutz besonderer Daten  

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis Untersuchungsgefangener und personenbezogene 
Daten, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht 
allgemein kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten über die 
Untersuchungsgefangenen dürfen innerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit 
dies für ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist; § 66 Absatz 9 und 10 bleibt 
unberührt. 
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(…) 

21.11.3 Gesetz zur Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur 
Errichtung und Führung eines Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen 

(Korruptionsbekämpfungsgesetz – KorruptionsbG) 
Vom 16.12.2004 (GV. NRW. 2005, 8), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV. 

NRW. 875) 

Abschnitt 1 Einleitende Vorschriften 

§ 1 Geltungsbereich 

(…) 

(2) Die Regelungen gelten nicht für die Kirchen, Religionsgemeinschaften und 
Weltanschauungsgemeinschaften. 

21.11.4 Maßregelvollzugsgesetz – MRVG 
Vom 15.06.1999 (GV. NRW. 1999, 402), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 

27.10.2009 (GV. NRW. S. 540) 

I. Abschnitt Allgemeine Bestimmungen 

§ 4 Beiräte 

(…) 

(6) Soweit Einrichtungen des Maßregelvollzugs von Religionsgemeinschaften oder diesen 
gleichgestellten oder ihnen zuzuordnenden Organisationen betrieben werden, treffen diese Regelungen 
in eigener Zuständigkeit, die den Zielen dieses Paragraphen entsprechen. 

II. Abschnitt Rechte der Patientinnen und Patienten  

§ 13 Religionsausübung 

(1) Den Patientinnen und Patienten darf seelsorgerische Betreuung, Teilnahme an Veranstaltungen in 
der Einrichtung und in angemessenem Umfang Besitz an grundlegenden Schriften und anderen 
kultischen Gegenständen im Rahmen ihrer Religionsgemeinschaft oder ihres weltanschaulichen 
Bekenntnisses nicht versagt werden. 

(2) Zu religiösen Veranstaltungen einer anderen Religionsgemeinschaft oder eines anderen 
weltanschaulichen Bekenntnisses, die in der Einrichtung stattfinden, können die Patientinnen und 
Patienten zugelassen werden, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmen.  

(3) Aus zwingenden Gründen ihrer Therapie, des geordneten Zusammenlebens und der Sicherheit 
dürfen die Patientinnen und Patienten von Veranstaltungen in der Einrichtung ausgeschlossen werden. 
Hiervon ist die Seelsorgerin oder der Seelsorger vorher in Kenntnis zu setzen. Der Besitz an kultischen 
Gegenständen und Schriften kann aus den in Satz 1 genannten Gründen eingeschränkt werden. 
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IV. Abschnitt Zuständigkeiten, Kosten, Aufsicht 

§ 33 Durchführungsbestimmungen 

Das für den Maßregelvollzug zuständige Ministerium wird ermächtigt, nach Anhörung des 
zuständigen Landtagsausschusses und im Einvernehmen mit dem für Rechtspflege zuständigen 
Ministerium durch Rechtsverordnung 

(…) 

- den Ausschluß von religiösen Veranstaltungen nach § 13 Abs. 3,  

(…) 

21.12 Rheinland-Pfalz 

21.12.1 Landesgesetz über den Vollzug freiheitsentziehender Maßregeln 
[von Rheinland-Pfalz] (Maßregelvollzugsgesetz - MVollzG -) 

Vom 23.09.1986 (GVBl 1986, 223), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.12.2011(GVBl. S. 427, 428) 

Zweiter Abschnitt   Behandlungsgrundsätze 

§ 8   Ausübung religiöser und weltanschaulicher Bekenntnisse 

(1) Dem untergebrachten Patienten ist religiöse Betreuung durch einen Seelsorger einer 
Religionsgemeinschaft und ungestörte Religionsausübung in der Einrichtung zu gestatten. Aus 
zwingenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung in der Einrichtung kann die Teilnahme am 
Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen eingeschränkt werden; der Seelsorger soll hierzu 
vorher gehört werden. 

(2) Absatz 1 gilt für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse entsprechend. 

 

21.12.2 Landesjustizvollzugsgesetz 
Gesetz vom 08.05.2013 ( GVBl. 2013, 79) 

§ 58 Religiöse Schriften und Gegenstände 

Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften sowie in angemessenem Umfang 
Gegenstände des religiösen Gebrauchs besitzen. Diese dürfen Gefangenen nur bei grobem Missbrauch 
entzogen werden. 

§ 62 Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 
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Abschnitt 12 

Religionsausübung 

 

§ 79 Seelsorge 

Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer Religi-
onsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder 
einem Seelsorger in Verbindung zu treten. 

 

§ 80 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der 
Religionsgemeinschaft. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung, bei 
Untersuchungsgefangenen auch zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 StPO geboten ist; 
die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

 

§ 81 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 58, 79 und 80 entsprechend. 

 

§ 108 Seelsorgerinnen und Seelsorger 

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters darf die Seelsorgerin oder der 
Seelsorger sich freier Seelsorgehelferinnen und Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste 
sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 
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21.13 Saarland 

21.13.1 Gesetz Nr. 1631 über den Vollzug der Jugendstrafe 
(Saarländisches Jugendstrafvollzugsgesetz - SJStVollzG)150 

Vom 30.10.2007 (Amtsblatt 2007, 2370), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.04.2013 
(Amtsbl. I S. 116) 

Dritter Abschnitt   Unterbringung und Versorgung der Gefangenen 

§ 31   Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den besonderen 
Anforderungen an eine gesunde Ernährung junger Menschen und werden ärztlich überwacht. Auf 
ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(   ) 

Sechster Abschnitt   Religionsausübung 

§ 43   Seelsorge 

(1) Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin 
oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Gefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

 

§ 44   Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der 
Religionsgemeinschaft. 

                                                           

 

150 Gültig bis: 31.12.2020 
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(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 45   Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten § 43 und § 44 entsprechend. 

21.13.2 Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft im Saarland 
(Untersuchungshaftvollzugsgesetz – SUVollzG) 

Vom 01. 07 2009 (Amtsblatt 2009, 1219), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.04.2013 
(Amtsbl. I S. 116) 

Abschnitt 3 Unterbringung und Versorgung der Untersuchungsgefangenen 

§ 19 Verpflegung und Einkauf  

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Untersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 

Abschnitt 5 Religionsausübung 

§ 29 Seelsorge  

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Den Untersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(2) Die Untersuchungsgefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen 
nur bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem 
Umfang zu belassen. 

§ 30 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der 
Religionsgemeinschaft. 

(3) Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen 
Veranstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies zur Umsetzung einer verfahrenssichernden 
Anordnung oder aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt geboten ist; die 
Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden. 
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§ 31 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 29 und 30 entsprechend. 

Abschnitt 8 Unmittelbarer Zwang 

§ 57 Handeln auf Anordnung 

(1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind die 
Bediensteten verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde 
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. 

(…) 

Abschnitt 11 Ergänzende Bestimmungen für junge Untersuchungsgefangene  

§ 68 Zusammenarbeit und Einbeziehung Dritter 

(1) Die Zusammenarbeit der Anstalt mit staatlichen, kirchlichen und privaten Institutionen erstreckt 
sich insbesondere auch auf die Jugendgerichtshilfe, die Jugendhilfe, das Jugendamt, Schulen, 
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und berufliche Bildungsträger. 

(…) 

Abschnitt 12 Aufbau der Anstalt 

§ 77 Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung  

(1) Die Zusammenarbeit der Anstalt mit staatlichen, kirchlichen und privaten Institutionen erstreckt 
sich insbesondere auch auf die Jugendgerichtshilfe, die Jugendhilfe, das Jugendamt, Schulen, 
Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege und berufliche Bildungsträger. 

(…) 

§ 81 Seelsorger 

(1) Seelsorgerinnen oder Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung darf die Anstaltsseelsorgerin beziehungsweise der 
Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere 
religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 
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21.13.3 Gesetz über den Vollzug von Maßregeln der Besserung und 
Sicherung in einem psychatrischen Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt 

(Maßregelvollzugsgesetz – MRVG) 
Vom 29.11.1989 (Amtsbaltt 1990, 81), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2007 

(Amtsbl. S. 1226) 

IV. Abschnitt Rechte, Einschränkungen  

§ 18 Religionsausübung  

(1) Dem Patienten darf seelsorgerische Betreuung, ungestörte Religionsausübung in der Einrichtung 
und in angemessenem Umfang Besitz an Schriften und anderen kultischen Gegenständen einer 
Religionsgemeinschaft oder eines weltanschaulichen Bekenntnisses nicht versagt werden. 

(2) Der Patient hat das Recht, innerhalb der Einrichtung am Gottesdienst und an den religiösen 
Veranstaltungen seiner Religionsgemeinschaft teilzunehmen. Für die entsprechenden Voraussetzungen 
ist Sorge zu tragen. 

(3) Aus zwingenden Gründen seiner Behandlung und der Sicherheit oder des geordneten 
Zusammenlebens in der Einrichtung kann der Patient von Veranstaltungen ausgeschlossen und der 
Besitz an kultischen Gegenständen und Schriften eingeschränkt werden. Der Seelsorger soll hierzu 
vorher gehört werden. 

(4) Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 

21.14 Sachsen 

Sächsisches Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe 
(Sächsisches Jugendstrafvollzugsgesetz – SächsJStVollzG) 

Vom 12.12.2007 (SächsGVBl. 2007, 558), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.05.2013 
(SächsGVBl. S. 250, 274) 

Teil 3 Unterbringung und Versorgung der Gefangenen 

§ 31 Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung hat den besonderen Anforderungen an 
eine gesunde Ernährung junger Menschen zu entsprechen. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
Verpflegung gewährt. Es soll den Gefangenen ermöglicht werden, Gebote ihrer jeweiligen 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 
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Teil 6 Religionsausübung 

§ 43 Seelsorge 

(1) Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft 
nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem Seelsorger ihrer 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse 
Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei grobem Missbrauch entzogen werden. 

(2) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 44 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung des Seelsorgers dieser Religionsgemeinschaft. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 45 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 43 und 44 entsprechend. 

Teil 10 Unmittelbarer Zwang 

§ 79 Handeln auf Anordnung 

(aufgehoben) 

 (…) 

Teil 13 Aktenführung und Datenschutz  

§ 90 Schutz besonderer Daten 

(1) Mit Ausnahme des religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses und personenbezogener Daten 
von Gefangenen, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen Daten von 
Gefangenen in der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes 
Zusammenleben erforderlich ist; § 88 Abs. 6 und 7 sowie § 89 Abs. 3 bleiben unberührt. 

 

(…) 
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Teil 15 Aufbau der Jugendstrafvollzugsanstalt 

§ 99 Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung 

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt so fest, dass eine angemessene 
Unterbringung gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine ausreichende Anzahl von 
Plätzen für Aus- und Weiterbildung, Arbeit sowie von Räumen für Seelsorge, Freizeit, Sport, 
therapeutische Maßnahmen und Besuche zur Verfügung steht. 

(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Gefangenen als zugelassen belegt werden. 

(3) Ausnahmen von Absatz 2 sind nur vorübergehend und nur mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde 
zulässig. 

(…) 

§ 103 Seelsorge 

(1) Die Seelsorger werden im Benehmen mit der Aufsichtsbehörde von der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft bestellt. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters darf der Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer 
bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 

21.15 Sachsen-Anhalt 

21.15.1 Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe in Sachsen-Anhalt 
(Jugendstrafvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt – JstVollzG LSA) 

Vom 07.12.2007 (GVBl. LSA 2007, 368) 

Abschnitt 3 Unterbringung, Versorgung und Gesundheitsfürsorge  

Unterabschnitt 1 Unterbringung und Versorgung der Gefangenen 

§ 31 Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung müssen den besonderen Anforderungen 
an eine gesunde Ernährung junger Menschen entsprechen und werden ärztlich überwacht. Auf 
ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Dem Gefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften seiner Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 

Abschnitt 6 Ausübung von Religion und weltanschaulichen Bekenntnissen  

§ 50 Seelsorge 

(1) Dem Gefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger seiner Religionsgemeinschaft 
nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihm zu helfen, mit einem Seelsorger seiner 
Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 
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(2) Der Gefangene darf grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihm nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Dem Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 51 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Der Gefangene hat das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen seines 
Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft. 

(3) Ein Gefangener kann von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

§ 52 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 50 und 51 entsprechend. 

Abschnitt 10 Unmittelbarer Zwang 

§ 88 Handeln auf Anordnung  

(1) Wird unmittelbarer Zwang von einem Vorgesetzten oder einer sonst befugten Person angeordnet, 
sind die Bediensteten verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt die 
Menschenwürde oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. 

(…) 

Abschnitt 13 Datenschutz 

§ 102 Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis und personenbezogene Daten eines Gefangenen, 
die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein 
kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten des Gefangenen dürfen innerhalb der 
Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben in der 
Anstalt erforderlich ist. § 99 Abs. 8 bis 10 bleibt unberührt. 

(…) 

Abschnitt 15 Aufbau der Jugendstrafanstalt  

§ 109 Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung  

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt so fest, dass eine angemessene 
Unterbringung während der Ruhezeit gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine 
ausreichende Anzahl von Plätzen für Aus- und Weiterbildung, Arbeit sowie von Räumen für 
Seelsorge, Freizeit, Sport, therapeutische Maßnahmen und Besuche zur Verfügung steht. 

(…) 
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§ 113 Seelsorger 

(1) Die Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters darf der Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer 
bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 

21.15.2 Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft in Sachsen-Anhalt 
(Untersuchungshaftvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt – UvollzG LSA) 

Vom 22.03.2010 (GVBl. LSA 2010, 157), zuletzt geändert durch § 45 des Gesetzes vom 
21.10.2010 (GVBl. LSA S. 510, 522) 

Abschnitt 3 Unterbringung und Versorgung des Untersuchungsgefangenen  

§ 18 Verpflegung und Einkauf  

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung müssen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung entsprechen und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird 
besondere Verpflegung gewährt. Dem Untersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften seiner Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 

Abschnitt 5 Religionsausübung 

§ 29 Seelsorge  

(1) Dem Untersuchungsgefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger seiner 
Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Auf Wunsch ist ihm zu helfen, mit einem Seelsorger 
seiner Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Untersuchungsgefangene, die keiner Religionsgemeinschaft angehören, haben Anspruch auf einen 
Seelsorger oder können seelsorgerische Betreuung in Anspruch nehmen. 

(3) Der Untersuchungsgefangene darf grundlegende religiöse Schriften besitzen. 

(4) Dem Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem 
Umfang zu belassen. 

§ 30 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Der Untersuchungsgefangene hat das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen 
Veranstaltungen seines Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft. 

(3) Ein Untersuchungsgefangener ist von der Teilnahme am Gottesdienst oder an anderen religiösen 
Veranstaltungen auszuschließen, wenn dies zur Umsetzung einer verfahrenssichernden Anordnung 
oder aus Gründen der Sicherheit der Anstalt geboten ist; der Seelsorger ist vorher zu hören. 
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§ 31 Weltanschauungsgemeinschaften  

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 29 und 30 entsprechend. 

Abschnitt 12 Aufbau der Anstalt  

§ 77 Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung  

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt so fest, dass eine angemessene 
Unterbringung während der Ruhezeit gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine 
ausreichende Anzahl von Plätzen für Arbeit und Bildung sowie von Räumen für Seelsorge, Freizeit, 
Sport und Besuche zur Verfügung steht. 

(…) 

§ 81 Seelsorger 

(1) Die Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters darf der Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer 
bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen zuziehen. 

Abschnitt 14 Datenschutz 

§ 92 Schutz besonderer Daten 

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis und personenbezogene Daten eines 
Untersuchungsgefangenen, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in 
der Anstalt nicht allgemein kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten des 
Untersuchungsgefangenen dürfen innerhalb der Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit 
dies für ein geordnetes Zusammenleben in der Anstalt erforderlich ist. § 89 Abs. 9 bis 11 bleibt 
unberührt. 

(…) 

21.15.3 Maßregelvollzugsgesetz Sachsen-Anhalt (MVollzG LSA) 
Vom 21.10.2010 (GVBl. LSA 2010, 510) 

Abschnitt I Aufnahme, Behandlung und Gestaltung des Vollzugs 

§ 16 Religionsausübung  

(1) Die untergebrachte Person hat das Recht, innerhalb der Einrichtung am Gottesdienst und an 
Veranstaltungen von Religions- und Glaubensgemeinschaften teilzunehmen. 

(2) Religions- und Glaubensgemeinschaften ist die Möglichkeit einzuräumen, innerhalb der 
Einrichtung Gottesdienste und religiöse Veranstaltungen abzuhalten, soweit die Besonderheiten der 
Einrichtung oder therapeutische Gründe nicht entgegenstehen. 

(3) Die §§ 53 bis 55 und § 157 des Strafvollzugsgesetzes gelten entsprechend.  
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21.16 Schleswig-Holstein 

21.16.1 Gesetz über den Vollzug der Jugendstrafe in Schleswig-Holstein – 
Jugendstrafvollzugsgesetz (JStVollzG) 

Vom 19.12.2007 (GVOBl. 2007, 563), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.05.2013 
(GVOBl. S. 169) 

Abschnitt II Unterbringung und Versorgung der Gefangenen 

§ 31 Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den besonderen 
Anforderungen an eine gesunde Ernährung junger Menschen und werden ärztlich überwacht. Auf 
ärztliche Anordnung wird besondere Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, 
Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

(…) 

Abschnitt VI Religionsausübung  

§ 43 Seelsorge 

(1) Die Gefangenen haben einen Anspruch auf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen 
Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder 
einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. 

(2) Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Sie dürfen ihnen nur bei grobem 
Missbrauch entzogen werden. 

(3) Den Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu 
belassen. 

§ 44 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers der 
Religionsgemeinschaft. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung geboten 
ist; die Seelsorge soll vorher gehört werden. 

§ 45 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten §§ 43 und 44 entsprechend. 
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Abschnitt X Unmittelbarer Zwang 

§ 79 Handeln auf Anordnung 

(1) Wird unmittelbarer Zwang von einer oder einem Vorgesetzten oder einer sonst befugten Person 
angeordnet, sind die Bediensteten verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt 
die Menschenwürde oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. 

(…) 

Abschnitt XIII Datenschutz 

§ 92 Schutz besonderer Daten  

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis und personenbezogene Daten von Gefangenen, die 
anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein 
kenntlich gemacht werden. Andere personenbezogene Daten von Gefangenen dürfen innerhalb der 
Anstalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben in der 
Anstalt erforderlich ist. § 89 Abs. 8 bis 10 bleibt unberührt. 

(…) 

Abschnitt XV Aufbau der Jugendstrafvollzugsanstalt  

§ 99 Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der Überbelegung  

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Anstalt so fest, dass eine angemessene 
Unterbringung während der Ruhezeit gewährleistet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine 
ausreichende Anzahl von Plätzen für Aus- und Weiterbildung, Arbeit sowie von Räumen für 
Seelsorge, Freizeit, Sport, therapeutische Maßnahmen und Besuche zur Verfügung steht. 

(…) 

§ 103 Seelsorgerinnen und Seelsorger  

(1) Die Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen 
Religionsgemeinschaft im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung darf die Anstaltsseelsorge sich freier Seelsorgehelferinnen 
und Seelsorgehelfer bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen 
von außen zuziehen. 
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21.16.2 Maßregelvollzugsgesetz [für Schleswig-Holstein] (MVollzG) 
Vom 19.01.2000 (GVOBl. 2000, 114), mehrfach geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 

31.03.2008 (GVOBl. S. 158) 

Zweiter Teil Gestaltung des Maßregelvollzugs 

Abschnitt 1 Rechtsstellung und Behandlung der untergebrachten Menschen 

§ 10 Schriftwechsel 

(…) 

(3) Nicht bewacht wird der Schriftwechsel eines untergebrachten Menschen mit 

(…) 

2.  

Behörden, Gerichten, Seelsorgerinnen und Seelsorgern sowie Mitgliedern der Anliegenvertretung, 

(…) 

§ 13 Besuche 

(…) 

(4) Besuche durch die gesetzliche Vertreterin oder den gesetzlichen Vertreter des untergebrachten 
Menschen durch Verteidigerinnen oder Verteidiger, durch Betreuerinnen oder Betreuer, durch 
Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälte, Notarinnen oder Notare in einer den untergebrachten Menschen 
betreffenden Rechtssache und durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger dürfen nicht untersagt 
werden. Bei diesen Besuchen dürfen Schriftstücke, die mit dem Anlass des Besuches im 
Zusammenhang stehen, übergeben werden; § 9 Abs. 2 findet Anwendung. 

(…) 

§ 14 Dokumentation von Eingriffen 

Soweit in den §§ 10 bis 13 keine weitergehenden Regelungen enthalten sind, sind die Beschränkungen 
hinsichtlich 

1. des Schriftwechsels, 

2. der Pakete, 

3. von Telefongesprächen, 

4. der Informationsfreiheit, 

5. des persönlichen Besitzes und 

6. von Besuchen, 

ihre Gründe und die Durchführung aufzuzeichnen; die Aufzeichnung ist ebenso wie eine 
Stellungnahme des untergebrachten Menschen zu den Krankenakten zu nehmen. Entsprechendes gilt 
für die Durchsuchung nach § 6 und Beschränkungen der Religionsausübung nach § 14 a. Der 
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untergebrachte Mensch und gegebenenfalls seine gesetzliche Vertreterin oder sein gesetzlicher 
Vertreter erhalten auf Verlangen Einsicht in die Aufzeichnungen nach § 24 Abs. 2. 

§ 14a Religionsausübung  

(1) Der untergebrachte Mensch ist berechtigt, innerhalb der Einrichtung des Maßregelvollzugs an 
Gottesdiensten oder anderen religiösen Veranstaltungen seines Bekenntnisses teilzunehmen. An 
Veranstaltungen von Religionsgemeinschaften, die nicht seinem Bekenntnis entsprechen, ist eine 
Teilnahme möglich, wenn deren Seelsorgerin oder deren Seelsorger zustimmt. 

(2) Ein Ausschluss von religiösen Veranstaltungen kann nur erfolgen, wenn andernfalls die Ziele des 
Maßregelvollzugs oder die Sicherheit in der Einrichtung gefährdet oder die Ordnung in der 
Einrichtung schwerwiegend gestört würden. Ob die Voraussetzungen für einen Ausschluss vorliegen, 
entscheidet die Einrichtung des Maßregelvollzugs nach Anhörung der Seelsorgerin oder des 
Seelsorgers. 

Vierter Teil Kosten und Schlussvorschriften 

§ 25 Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz werden im Rahmen des Artikels 19 Abs. 2 des Grundgesetzes die Rechte 

1. auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (Artikel 2 Abs. 1 des Grundgesetzes), 

2. auf körperliche Unversehrtheit und Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 des Grundgesetzes), 

3. auf ungestörte Religionsausübung (Artikel 4 Abs. 2 des Grundgesetzes), 

4. sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten (Artikel 5 Abs. 1 des 
Grundgesetzes) und 

5. auf Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) 

eingeschränkt. 

21.17 Thüringen 

21.17.1 Thüringer Justizvollzugsgesetzbuch (ThürJVollzGB) 
Vom 27.02.2014 (GVBl. 2014, 13) 

 

§ 59 Religiöse Schriften und Gegenstände 

Die Gefangenen dürfen grundlegende religiöse Schriften sowie in angemessenem Umfang 
Gegenstände des religiösen Gebrauchs besitzen. Diese dürfen Gefangenen nur bei grobem Missbrauch 
entzogen werden. 

§ 63 Verpflegung und Einkauf 

(1) Zusammensetzung und Nährwert der Anstaltsverpflegung entsprechen den Anforderungen an eine 
gesunde Ernährung und werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung wird besondere 
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Verpflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen. 

 

 

Zwölfter Abschnitt 

Religionsausübung 

 

§ 80 Seelsorge 

Den Gefangenen darf religiöse Betreuung durch einen Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft nicht 
versagt werden. Auf Wunsch ist ihnen zu helfen, mit einem Seelsorger in Verbindung zu treten. 

 

§ 81 Religiöse Veranstaltungen 

(1) Die Gefangenen haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen 
ihres Bekenntnisses teilzunehmen. 

(2) Die Zulassung zu den Gottesdiensten oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen 
Religionsgemeinschaft bedarf der Zustimmung des Seelsorgers der Religionsgemeinschaft. 

(3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen 
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung, bei 
Untersuchungsgefangenen auch zur Umsetzung einer Anordnung nach § 119 Abs. 1 StPO geboten ist; 
der Seelsorger soll vorher gehört werden. 

 

§ 82 Weltanschauungsgemeinschaften 

Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 59, 80 und 81 entsprechend. 

 

§ 109 Seelsorger 

(1) Seelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt 
bestellt oder vertraglich verpflichtet. 

(2) Wenn die geringe Anzahl der Angehörigen einer Religionsgemeinschaft eine Seelsorge nach 
Absatz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Weise zuzulassen. 

(3) Mit Zustimmung des Anstaltsleiters dürfen die Anstaltsseelsorger sich freier Seelsorgehelfer 
bedienen und diese für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltungen von außen 
hinzuziehen. 

 

 


